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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14. Januar 1960 

7 — 81000 — 4741/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung 
der Sozialversicherungsträger im Saarland 
(Sozialversicherungs-Organisationsgesetz Saar) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 213. Sitzung am 18. Dezember 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz 
seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Verkehr 

Seebohm 
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Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Neuordnung der Sozialversicherungsträger im Saarland 
(Sozialversicherungs-Organisationsgesetz Saar) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- | 
rates das folgende Gesetz beschlossen: I 

| 

ERSTER ABSCHNITT 
Krankenversi cherung 

§ 1 

Die §§ 225 bis 233, 234 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, 

§ 235 Abs. 1 und 2, §§ 236 bis 238, 245 Abs. 1 bis 4, 
§§ 246 bis 249, 250 Abs. 1 bis 4, §§ 251 bis 253, 258 
bis 267, 270 bis 297, 298 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und 
5 bis 8, Abs. 2 und 3, §§ 299 bis 305, 307 bis 309, 
318 bis 327, 333, 334, 338 bis 357, 360 bis 362, 364 
bis 367, 377 bis 379, .389 bis 392, 406 bis 415b, 476 
bis 477 Nr. 3, §§ 478 bis 487, 488 Abs. 1, 2 und 
Abs. 4 bis 6, §§ 489 bis 493b, 504 bis 513, 516 bis 528 
der Reichsversicherungsordnung und die zu ihrer 
Änderung, Ergänzung und Durchführung erlassenen 
Vorschriften gelten im Saarland. Soweit in ihnen 
auf andere Vorschriften verwiesen wird, die im 
Saarland in abweichender Fassung gelten, sind 
diese in der saarländischen Fassung anzuwenden. 

§ 2 

(1) Für das Saarland wird eine Allgemeine Orts- 
krankenkasse errichtet; sie hat ihren Sitz in Saar- 
brücken. 

(2) Solange im Saarland nur eine Allgemeine 

Ortskrankenkasse besteht, gehört sie mit der > 
Rechtsstellung eines Landesverbandes dem Bundes- 
verband der Ortskrankenkassen an. ; 

§ 3 

(1) Die Zuständigkeit der Bundesbahn-Betriebs- 
krankenkasse, der Bundespost-Betriebskranken- 
kasse, der Betriebskrankenkasse des Bundesver- 
kehrsministeriums und der See-Krankenkasse er- 
streckt sich auf das Saarland. 

(2) Die Eisenbahn-Betriebskrankenkasse Saar- 
brücken wird eine Bezirksleitung der Bundesbahn- 
Betriekskrankenkasse. 

§ 4 

(1) Die Rechte und Pflichten der Landesversiche- | 
rungsanstalt für das Saarland aus den Versiehe- j 
rungsverhältnissen in der Krankenversicherung ge- 
hen auf die Allgemeine Ortskrankenkasse für das 
Saarland über. 

(2) Die Rechte und Pflichten der Eisenbahn-Be- \ 
triebskrankenkasse Saarbrücken aus den Versiehe- j 
rungsverhältnissen gehen auf die Bundesbahn-Be- j 
triebskrankenkasse über. 

(3) § 212 der Reichsversicherungsordnung gilt. | 


§ 5 

(1) Das Vermögen (Eigentum und alle sonstigen 
Vermögensrechte) und die Verbindlichkeiten der 
Landesversicherungsanstalt für das Saarland, die 
in der Abteilung Krankenversicherung verwaltet 
werden, gehen auf die Allgemeine Ortskranken- 
kasse für das Saarland über; ausgenommen sind 
das Vermögen und die Verbindlichkeiten, die mit 
der Durchführung der Gemeinschaftsaufgaben in 
rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang 
stehen. 

(2) Das Vermögen (Eigentum und alle sonstigen 
Vermögensrechte) und die Verbindlichkeiten der 
Eisenbahn-Betriebskrankenkasse Saarbrücken gehen 
auf die Bundesbahn-Betriebskrankenkasse über. 
Ausgenommen sind das Vermögen und die Verbind- 
lichkeiten, die mit der Durchführung der Gemein- 
schaftsaufgaben in rechtlichem oder wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehen; dieses Vermögen und diese 
Verbindlichkeiten gehen auf die Bundesbahn- Ver- 
sicherungsanstalt (§ 27) über. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Rechte, 
die durch Gesetz für unübertragbar oder nur auf 
Grund besonderer Vereinbarungen für übertragbar 
erklärt sind. 

§ 6 

(1) Durch den Übergang der Verbindlichkeiten 
wird der bisherige Schuldner befreit; im übrigen 
werden die Rechte des Gläubigers, insbesondere 
seine Ansprüche gegen einen Bürgen sowie seine 
Rechte aus einem Pfandrecht, einer Hypothek oder 
einer sonstigen Sicherheit nicht berührt. § 418 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt nicht. 

(2) Zum Nachweis des Übergangs des Eigentums 
an einem Grundstück gegenüber dem Grundbuch- 
amt genügt eine Bescheinigung der Aufsichtsbe- 
hörde; dies gilt für sonstige im Grundbuch einge- 
tragene Rechte entsprechend. 

(3) Gerichtsgebühren und andere Abgaben, die 
aus Anlaß und in Durchführung des § 5 entstehen, 
werden nicht erhoben; bare Auslagen bleiben außer 
Ansatz. 

§ 7 

(1) Die Allgemeine Ortskrankenkasse für das 
Saarland hat die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes in der Abteilung Krankenversiche- 
rung der Landesversicherungsanstalt für das Saar- 
land beschäftigten Personen (Beamte, Beamten- 
anwärter, Angestellte und Arbeiter) zu dem ge- 
nannten Zeitpunkt zu übernehmen. Dies gilt nicht 
für Personen, die von der Landesversicherungs- 
anstalt für das Saarland zur Durchführung der Ge- 
meinschaftsaufgaben benötigt werden. 
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(2) Die Allgemeine Ortskrankenkasse für das 
Saarland erhält Dienstherrnfähigkeit (§ 121 des Be- 
amtenrechts rahm enge sertzas vom 1. Juli 1957 — 
Bumdesgesetzbl. I S. 657), 

(3) Absatz 1 Satz 1 gilt für die Versorgungsemp- 
fänger entsprechend. 

§ 8 

Die Arbeitsbedingungen der zu übernehmenden 
Angestellten und Arbeiter dürfen aus Anlaß der 
Übernahme nicht verschlechtert werden. 

§ 9 

(1) Innungskrankenkassen mit dem Sitz im Saar- 
land, die Versicherte von der Allgemeinen Orts- 
krankenkasse für das Saarland übernehmen, und 
Ersatzkassen, zu denen Versicherte der Allgemeinen 
Ortskrankenkasse für das Saarland übertreten, ha- 
ben Angestellte der Allgemeinen Ortskrankenkasse 
für das Saarland in einem angemessenen Verhält- 
nis zu übernehmen. Uber Zahl und Person der zu 
übernehmenden Angestellten sowie über den Zeit- 
punkt der Übernahme sollen sich die beteiligten 
Kassen einigen. Kommt eine Einigung nicht zu- 
stande, so entscheidet die für die Sozialversiche- 
rung zuständige oberste Landesbehörde des Saar- 
landes. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Arbeitgeber 
mit Betrieben, für die eine Betriebskrankenkasse 
besteht oder errichtet wird, deren Bereich sich auf 
das Saarland erstreckt. 

(3) Bei der nach Absatz 1 Satz 1 erforderlichen 
Berechnung bleiben Versicherte der Allgemeinen 
Ortskrankenkasse für das Saarland außer Betracht, 
die später als sechs Monate, nachdem die Betriebs- 
oder Innungskrankenkassen oder die Ersatzkasse 
ihre Tätigkeit im Saarland auf genommen haben, 
Mitglied dieser Kasse werden. 

§ 10 

Soll für einen Betrieb oder eine Innung, für die 
am 30. Juni 1947 eine Betriebs- oder Innungskran- 
kenkasse bestanden hat, eine neue Betriebs- oder 
Innungskrankenkasse errichtet werden, so gelten 
§ 248 Nr. 1 und § 251 Abs. 1 Nr. 1 der Reichsver- 
sicherungs Ordnung nicht. 

§ 11 

(1) Die freiwillig Weiterversicherten im Saarland, j 
die hier am 30. Juni 1947 einer Betriebs- oder In- 
nungskrankenkasse angehört haben, sind berech- 
tigt, der entsprechenden Kasse innerhalb von sechs 
Monaten nach der Aufnahme 'ihrer Tätigkeit im 
Saarland boizutreten. Die Versicherung beginnt mit 
dem ersten Tage des auf die Beitrittserklärung fol- 
genden Kalendervierteljahres. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für freiwillig Wei- 

terversicherte im Saarland, die am 30. Juni 1947 
einer Ersatzkasse angehört haben. Mit ihrem Bei- 
tritt zur Eräatzkasse treten die Versicherten in ihre 
Rechte, die sie aus einer Zusatzversiicherung er- 
worben haben, wieder ein. j 


§ 12 

Personen, die seit dem Inkrafttreten des Gesetzes 
zur Änderung krankenversicherungsrechtlicher Vor- 
schriften im Saarland vom 30. Juni 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 365) wegen Überschreitens der Jahreis- 
arbeitsverdienstgrenze oder Jahreseinkommens- 
grenze aus der Pflichtversicherung ausgeschieden 
sind oder ausscheiden, sind berechtigt, einer für sie 
zuständigen Betriebskrankenkasse, Innungskran- 
kenkasse oder Ersatzkasse innerhalb von sechs Mo- 
naten nach der Aufnahme ihrer Tätigkeit im Saar- 
land beizutreten. § 1 1 Abs. 1 Satz 2 gilt. 

§ 13 

Zu den Gemeinschaf tsauf giab en der Krankenver- 
sicherung, die der Landesversicherungsanstalt für 
das Saarland obliegen, gehört auch der Betrieb der 
Hüttenkrankenhäuser in Brebach, Burbach, Dillin- 
gen, Neunkirchen und Völklingen sowie des Rast- 
pfuhl-Kraiikenhauses und der Zentralapotheke in 
Saarbrücken. Die Landes Versicherungsanstalt für 
das Saarland kann den Betrieb der Krankenhäuser 
und der Zentralapotheke anderen Trägern mit de- 
ren Zustimmung übertragen oder einstellen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Unfallversicherung 

§ 14 

Die §§ 546 bis 548, 623 bis 629 Abs. 1, §§ 629a 
bis 634, 636, 642 bis 647, 649 bis 653, 656a bis 660, 
663 bis 675, 677, 681, 684, 685, 689 bis 701, 703, 
704, 713 bis 717, 721, 723, 843 bis 845, 847, 892 
bis 896, 915 bis 922, 956 bis 960, 962 bis 965, 967 
bis 972, 975, 978, 980 bis 985, 1029, 1033, 1046, 1047, 
1050 bis 1058, 1060, 1065 bis 1066a, 1066c bis 1072, 
1079, 1081 bis 1083, 1096 bis 1,101, 1107 bis 1109, 
1113, 1116 bis 1119, 1121 bis 1125, 1128 bis 1130, 
1132 bis 1143, 1146 bis 1157, 1159 bis 1164, 1166 bis 
1185, 1198, 1199, 1201, 1202, 1206 bis 1225 der 
Reichsversicherungsordnung sowie die zu ihrer 
Änderung, Ergänzung und Durchführung erlassenen 
Vorschriften gelten im Saarland. Soweit in ihnen 
auf andere Vorschriften verwiesen wird, die im 
Saarland in abweichender Fassung gelten, sind 
diese in der saarländischen Fassung anzuwenden. 

§ 15 

(1) Die Zuständigkeit der für das gesamte Bun- 
desgebiet außerhalb des Saarlandes bestehenden 
Berufsgenossenschaften erstreckt sich auf das Saar- 
land. 

(2) Die Zuständigkeit der Süddeutschen Eisen- 
und Stahl-Berufsgenossenschaft für die in Hütten-, 
Walzwerks-, Eisen- und Stahlbetrieben tätigen Per- 
sonen, der Südwestlichen Bau-Berufsgenossenschaft, 
der Süddeutschen Holz-Berufsgenossenschaft und 
der Süddeutschen Edel- und Unedelmetall-Berufs- 
genossenschaft wird auf das Saarland erstreckt. 

§ 16 

Die Bergbau-Berufsgenossenschaft für das Saar- 
land wird eine Bezirks Verwaltung der Bergbau-Be- 
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rufsgenossenschaft. Die Organe der Bergbau-Berufs- 
genossenschaft für das Saarland werden Organe 
der Bezirksverwaltung. 

§ 17 

Für das Saarland werden eine Landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaft und ein Gemeindeunfallver- 
sicherungsverband errichtet; sie haben ihren Sitz in 
Saarbrücken. 

§ 18 

Die Rechte und Pflichten der Landesversicherungs- 
anstalt für das Saarland und der Bergbau-Berufs- 
genossenschaft für das Saarland aus den Versiche- 
rungsverhältnissen in der Unfallversicherung gehen 
auf die nach diesem Gesetz zuständigen Versiche- 
rungsträger über. 

§ 19 

(1) Das Vermögen (Eigentum und alle sonstigen 
Vermögensrechte) und die Verbindlichkeiten der 
Landesversicherungsanstalt für das Saarland, die in 
der Abteilung Allgemeine Unfallversicherung ver- 
waltet werden, werden unter den an § 15 genannten 
Berufsgenoissenschaften aufgeteilt; ausgenommen 
sind die Berigbau-Berufsgenossenschaft, die Garten- 
bau-Berufsge n oss ensch af t und die See-Berufsigenos- 
senschaft. 

(2) Das Vermögen (Eigentum und alle sonstigen 
Vermögensrechte) und die Verbindlichkeiten der 
Landesversicherungsanstalt für das Saarland, die in 
der Abteilung Landwirtschaftliche Unfallversiche- 
rung verwaltet werden, werden unter der Landwirt- 
schaftlichen Berufsigenossenschaft für das Saarland 
und der Gartenbau-Beruf sgenossenschaft aufgeteilt. 

(3) Die beteiligten Berufsgenossenschaften stellen 
einen Aufteilungsplan auf, in dem angegeben wird, 
welche Vermögensgegenstände und welche Ver- 
bindlichkeiten auf die einzelnen Berufsgenossen- 
schaften übergehen sollen; Grundstücke und im 
Grundbuch eingetragene Rechte sollen übereinstim- 
mend mit dem Grundbuch oder durch Hinweis auf 
das Grundbuchblatt bezeichnet werden. Der Auftei- 
lungsplan ist von der für die Sozialversicherung 
zuständigen obersten Landesbehörde des Saarlandes 
zu bestätigen. 

(4) Kommt eine Einigung (der beteiligten Berufs- 
genossenschaften über die Aufteilung nicht zu- 
stande, dann stellt die für die Sozialversicherung 
zuständige oberste Landesbehörde des Saarlandes 
den Aufteilungsplan auf; für die Aufteilung ist das 
Verhältnis der von den beteiligten Berufsgenossen- 
schaften zu übernehmenden Rentenlast maßgebend. 

(5) Der Übergang der Vermögensgegenstände und 
der Verbindlichkeiten tritt ein, sobald die für die 
Sozialversicherung zuständige oberste Landes- 
behörde des Saarlandes den Aufteilungsplan der Be- 
rufsgenossenschaften bestätigt hat oder der von der 
Landesbehörde aufgestellte Aufteilungsplan unan- 
fechtbar geworden ist. 

(6) Der bisherige Schuldner hat den kraft Gesetzes 
eingetretenen Übergang der Verbindlichkeiten dem 
Gläubiger mitzuteilen. 


(7) Das Vermögen und die Verbindlichkeiten wer- 
den bis zu ihrem Übergang auf die Berufsgenossen- 
schaften von der Landesversicherungsanstalt für das 
Saarland im Auftrag und für Rechnung der Rechts- 
nachfolger verwaltet. 

§ 20 

(1) Das Vermögen (Eigentum und alle sonstigen 
Vermögensrechte) und die Verbindlichkeiten der 
Landesversicherungsanstalt für das Saarland, die in 
der' Abteilung Gemeindliche Unfallversicherung ver- 
waltet werden, gehen auf den Gemeindeunfallver- 
sicherungsverband für das Saarland über. 

(2) Das Vermögen (Eigentum und alle sonstigen 
Vermögensrechte) und die Verbindlichkeiten der 
Bergbau-Berufsgenossenschaft für das Saarland 
gehen auf die Bergbau-Berufsgenossenschaft über. 

§ 21 

§ 5 Abs. 3 und 6 gelten in den Fällen der §§ 19 
und 20 entsprechend. 

§ 22 

(1) Die in § 15 genannten Berufsgenossenschaften 
haben die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes in der Abteilung Allgemeine Unfallver- 
sicherung der Landesversicherungsanstalt für das 
Saarland beschäftigten Personen (Beamte, Beamten- 
anwärter, Angestellte und Arbeiter) zu dem ge- 
nannten Zeitpunkt zu übernehmen; ausgenommen 
sind die Bergbau-Berufsgenossenschaft, die Garten- 
bau-Berufsgenossenschaft und die See-Berufsgenos- 
senschaft. Uber Zahl und Person der zu überneh- 
menden Beschäftigten sollen sich die beteiligten 
Versicherungsträger einigen; kommt eine Einigung 
nicht zustande, so entscheidet die für die Sozialver- 
sicherung zuständige oberste Landesbehörde des 
Saarlandes. 

(2) Die Berufsgenossenschaften, die Beamte zu 
übernehmen haben, erhalten Dienstherrnfähigkeit 
(§ 121 des Beamtenrechtsrahmengesetzes). 

(3) Absatz 1 gilt für die Versorgungsempfänger 
entsprechend. 

§ 23 

(1) Die Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft 
für das Saarland hat die im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes in der Abteilung Landwirt- 
schaftliche Unfallversicherung der Landesversiche- 
rungsanstalt für das Saarland beschäftigten Per- 
sonen (Beamte, Beamtenanwärter, Angestellte und 
Arbeiter) zu dem genannten Zeitpunkt zu über- 
nehmen. 

(2) Der Gemeindeunfallversicherungsverband für 
das Saarland hat die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes in der Abteilung Gemeindliche Un- 
fallversicherung der Landesversicherungsanstalt für 
das Saarland beschäftigten Personen (Beamte, Be- 
amtenanwärter, Angestellte und Arbeiter) zu dem 
genannten Zeitpunkt zu übernehmen. 

(3) § 22 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 
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§ 24 

Die Bergbau-Berufsgenossenschaft hat die im Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes in der 
Bergbau-Berufsgenossenschaft für das Saarland be- 
schäftigten Personen (Angestellte und Arbeiter) zu 
dem genannten Zeitpunkt zu übernehmen; die zu 
übernehmenden Personen sollen in der Bezirksver- 
waltung im Saarland (§ 16) beschäftigt werden. 

§ 25 

§ 8 gilt in den Fällen der §§ 22 bis 24. 


DRITTER ABSCHNITT 

Rentenversicherung der Arbeiter 

§ 26 

Die §§ 1326 bis 1343, 1348 'bis 1350, 1353 bis 1355, 
1358 bis 1360 der Reichsversicherungsordnung sowie 
die zu ihrer Änderung, Ergänzung und Durchfüh- 
rung erlassenen Vorschriften gelten im Saarland. 
Soweit in ihnen auf andere Vorschriften verwiesen 
wird, die im Saarland in abweichender Fassung 
gelten, sind diese in der saarländischen Fassung an- 
zuwenden. 

§ 27 

(1) Die Zuständigkeit der Bundesbahn- Versiche- 
rungsanstalt und der Seekasse erstreckt sich auf das 
Saarland. 

(2) Die Eisenbahn- Versicherungsanstalt Saar- 
brücken wird eine Bezirksleitung der Bundesbahn- 
Versicherungsanstalt. 

§ 28 

(1) Die Rechte und Pflichten aus den Versiche- 
rungsverhältnissen sowie das Vermögen (Eigentum 
und alle sonstigen Vermögensrechte) und die Ver- 
bindlichkeiten der Eisenbahn-Versicherungsanstalt 
Saarbrücken gehen auf die Bundesbahn- Versiche- 
rungsanstalt über. 

(2) § 5 Abs. 3 und § 6 gelten entsprechend. 


VIERTER ABSCHNITT 

Rentenversicherung der Angestellten 
§ 29 

Die §§ 1 bis 14, 17 und 29 des Gesetzes über die 
Errichtung der Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte vom 7. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 857) sowie die zu ihrer Änderung, Ergänzung und 
Durchführung erlassenen Vorschriften gelten im 
Saarland. Soweit in ihnen auf andere Vorschriften 
verwiesen wird, die im Saarland in abweichender 
Fassung gelten, sind diese in der saarländischen 
Fassung anzuwenden. 

§ 30 

(1) Die Zuständigkeit der Bundes Versicherungs- 
anstalt für Angestellte erstreckt sich auf das Saar- 
land. 


(2) Im Saarland wird eine Außenstelle der Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte errichtet; 
sie hat ihren Sitz in Saarbrücken. § 1 Abs. 2 des 
Selbstverwaltungsgesetzes in der Fassung vom 
13. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 427), zuletzt 
geändert durch das Vierte Gesetz zur Änderung des 
Selbstverwaltungsgesetzes vom 10. April 1958 
(Bundesgesetzbl. I S. 213), igilt nicht. 

§ 31 

(1) Die Rechte und Pflichten der Landes Versiche- 
rungsanstalt für das Saarland aus den Versiche- 
rungsverhältnissen in der Rentenversicherunig der 
Angestellten gehen auf die Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte über. 

(2) Das Vermögen (Eigentum und alle sonstigen 
Vermögensrechte) und die Verbindlichkeiten der 
Landesversicherungsanstalt für das Saarland, die in 
der Abteilung Rentenversicherung der Angestellten 
verwaltet werden, gehen auf die Bundes Versiche- 
rungsanstalt für Angestellte über. 

(3) § 5 Abs. 3 und § 6 gelten entsprechend. 

§ 32 

(1) Die Bundes Versicherungsanstalt für Ange- 
stellte hat die im Zeitpunkt des Inkrafttretens die- 
ses Gesetzes in der Abteilung Rentenversicherung 
der Angestellten der Landesversicherungsanstalt 
für das Saarland beschäftigten Personen (Beamte, 
Beamtenanwärter, Angestellte und Arbeiter) zu 
dem genannten Zeitpunkt zu übernehmen. Die zu 
übernehmenden Personen sollen in der Außenstelle 
in Saarbrücken (§ 30 Abs. 2) beschäftigt werden. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt für die Versorgungs- 
empfänger entsprechend. 

(3) § 8 gilt. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Hüttenknappschaftliche Pensionsversicherung 
§ 33 

Bis zur Neuordnung der Hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung bleibt die Landesversiche- 
rungsanstalt für das Saarland Träger dieses Ver- 
s i eher un gs zwe i ge s . 


SECHSTER ABSCHNITT 
Knappschaftsversicherung 
§ 34 

Die Saarknappschaft gehört der Arbeitsgemein- 
schaft der Knappschaften der Bundesrepublik 
Deutschland an. 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Gemeinsame und Schlußvorschriften 
§ 35 . 

(1) Die Aufgaben der Krankenversicherung, Un- 
i fallversicherung und der Rentenversicherungen der 
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Arbeiter und der Angestellten im Saarland nehmen 
bis zum Ablauf eines Jahres nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die bisher zuständigen Versiche- 
rungsträger so lange und soweit im Auftrag und für 
Rechnung der nunmehr zuständigen Versicherungs- 
träger wahr, als diese ihre Aufgaben noch nicht 
wahrnehmen. Solange die bisher zuständigen Ver- 
sicherungsträger die Aufgaben nach Satz 1 noch 
wahrnehmen, verfahren sie nach 'ihren Satzungen, 
soweit deren Inhalt nicht im Widerspruch zu diesem 
Gesetz steht. 

(2) Unterlagen, die ausschließlich die Durchfüh- 
rung von Aufgaben der Krankenversicherung, Un- 
fallversicherung und der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten betreffen, sind den 
nach diesem Gesetz zuständigen Versicherungsträ- 
gern jeweils bis zu dem Zeitpunkt unentgeltlich zu 
übersenden, zu dem diese die entsprechenden Auf- 
gaben übernehmen. 

(3) Für die Ersatzkassen gilt Absatz 1 nicht und 
Absatz 2 mit der Maßgabe, daß ihnen die Unter- 
lagen für ihre Mitglieder auf Anforderung zu über- 
senden sind. 

§ 36 

(1) Die von der Landwirtschaftlichen Familien- 
ausgleichskasse Rheinhessen-Pfalz nach § 8 des Ge- 
setzes zur Einführung von Bundesrecht auf den Ge- 
bieten der Arbeitsbedingungen und des Familien- 
lastenausgleichs im Saarland vom 30. Juni 1959 
(BundesgesetzbL I S. 361) wahrgenommenen Auf- 
gaben gelten als im Auftrag und für Rechnung der 
Familienausgleichskasse wahrgenommen, die bei 
der Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft für 
das Saarland (§ 17) errichtet wird. So lange und so- 
weit diese Familienausgleichskasse ihre Aufgaben 
als Träger der Kindergeldzahlung noch nicht wahr- 
nimmt, nimmt diese Aufgaben weiterhin in ihrem 
Auftrag und für ihre Rechnung die Landwirtschaft- 
liche Familienausgleichskasse Rheinhessen-Pfalz 
wahr; dies gilt jedoch nur bis zum Ablauf eines 
Jahres nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

(2) Die Auflösung der durch Gesetz Nr. 273 über 
Familienzulagen vom 11. Juli 1951 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. März 1957 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 230) errichteten Kasse für Fami- 
lienzulagen bleibt der Landesgesetzgebung Vorbe- 
halten. 

(3) Im Falle der Auflösung der Kasse sind ihre 
Beamten, Beamtenanwärter, Angestellten, Arbeiter 
und Versorgungsempfänger vom Saarland oder von 
saarländischen landesunmittelbaren Körperschaften, 
Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts 
zu übernehmen. Für die Übernahme der Beamten 
und Versorgungsempfänger gelten § 129 Abs. 1 
und 3, §§ 130, 132 Abs. 1 und § 133 des Beamteh- 
rechtsrahmengesetzes entsprechend. 

§ 37 

(1) Die Amtsdauer der erstmals im Saarland ge- 
wählten Mitglieder der Organe, der Versicherten- 
ältesten und Vertrauensmänner endet mit der 
Amtsdauer der Mitglieder der Organe, der Ver- 
sichertenältesten und Vertrauensmänner, die aus 


der zweiten Wahl im übrigen Geltungsbereich des 
Selbstverwaltungsgesetzes hervorgegangen sind. 

(2) Die Organe der Versicherungsträger, deren 
Zuständigkeitsbereich durch dieses Gesetz auf das 
Saarland erstreckt wird, können durch Personen 
ergänzt werden, die im Saarland ihren Wohnsitz 
haben oder regelmäßig dort beschäftigt sind. Für 
die Ergänzungswahlen gilt § 107 der Wahlordnung 
für die Sozialversicherung vom 9. Januar 1958 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 11). 

(3) Für den Fall von Ergänzungswahlen nach Ab- 
satz 2 kann die Satzung des Versicherungsträgers 
bestimmen, daß die Zahl der Mitglieder der Ver- 
treterversammlung bis zum 30. Juni 1962 mehr 
als 60, jedoch nicht mehr als 64 beträgt. 

§ 38 

Im Saarland werden folgende Vorschriften ein- 
geführt: 

1. die Verordnung über die Vergütung der Kran- 
kenkassen für die Einziehung der Beiträge zur 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung vom 29. Oktober 1955 
(Bundesanzeiiger Nr. 214 vom 4. November 
1955), 

2. die Zweite Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung (Verordnung zu § 161 
AVAVG) vom 25. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 766), 

3. die Verordnung über die Höhe der an die Ein- 
zugsstellen zu leistenden Vergütung für den 
Einzug der Beiträge zu den Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter und der Angestellten 
vom 21. August 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1274). 

§ 39 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 40 

(1) Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf seine 
Verkündung folgenden Monats in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
alle diesem Gesetz entgegenstehenden oder gleich- 
lautenden Vorschriften im Saarland außer Kraft, 
insbesondere 

1. die §§ 2, 9 und 10 der Verordnung über 
die Errichtung einer Landesversicherungs- 
anstalt für das Saargebiet vom 20. Sep- 
tember 1945 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 17), 

2. die Verordnung über die Errichtung einer 
Bergbauberufsgenossenschaft für das Saar- 
gebiet vom 28. September 1945 (Amts- 
blatt des Saarlandes S. 20), 

3. die Artikel 2 bis 7, 17, 18 und 22 der Ver- 
ordnung Nr. 1 über die Umwandlung 
der Träger der Sozialversicherung vom 
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26. Juni 1947 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 232), 

4. Artikel 1 § 2 Nr. 2, § 3 Nr. 9 bis 11, § 6 
Nr. 4 und Artikel 3 § 18 Nr. 3 zweiter 
Halbsatz des Gesetzes Nr. 628 zur Ein- 
führung des Gesetzes über Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung im 
Saarland vom 18. Juni 1958 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1249); in Artikel 2 § 11 
dieses Gesetzes wird die Zahl „162 iJ ge- 
strichen, 


5. Artikel 2 § 1 Abs. 1 des Gesetzes Nr. 633 
über die Angleichung des Kassenarzt- 
rechts im Saarland an das im übrigen 
Bundesgebiet geltende Recht vom 18. Juni 
1958 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1237), 

6. Artikel 2 des Gesetzes Nr. 634 über die 
Angleichung des Rechts über Verbände 
der gesetzlichen Krankenkassen im Saar- 
land an das im übrigen Bundesgebiet gel- 
tende Recht vom 18. Juni 1958 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1241). 


Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. 

Die politische und verwaltungsmäßige Trennung des 
Saarlandes vom Deutschen Reich nach dem Zusam- 
menbruch im Jahre 1945 führte im Saarland zu 
einer vom jetzigen übrigen Bundesgebiet abwei- 
chenden Rechtsentwicklung. Dies gilt in der Sozial- 
versicherung sowohl für das materielle Recht als 
auch für das Organisationsrecht. Auf dem Gebiet 
des materiellen Sozialversicherung:srechts wurden 
die Reichsversicherungsgesetze teilweise geändert, 
teilweise setzte eine Rechtsentwicklung nach fran- 
zösischem Vorbild ein. Auf dem Gebiet des Organi- 
sationsrechts wurde zunächst die gegliederte Sozial- 
versicherung beibehalten, mit Wirkung vom 1. Juli 
1947 an aber weitgehend beseitigt (Verfügung Nr. 8 
des Gouverneurs de la Sarre vom 20. Dezember 
1946 — Amtsblatt des Saarlandes 1947 S. 19 — , Ver- 
fügung Nr. 16 vom 16. Juni 1947 — Amtsblatt des 
Saarlandes S. 229 — und VO Nr. 1 und 2 vom 
26. Juni 1947 — Amtsblatt des Saarlandes S. 232, 
237). 

II. 

Seit dem 1. Juli 1947 bestehen im Saarland noch 
folgende Versicherungsträger: 

Die Landesversicherungsanstalt für das Saarland als 
Träger der Krankenversicherung, Unfallversiche- 
rung, Rentenversicherung der Arbeiter und der An- 
gestellten und der hüttenknappschaftlichen Pensions- j 
Versicherung, 

die Saarknappschaft als Träger der knappschaft- 
lichen Kranken- und Rentenversicherung, 

die saarländische Bergbau-Berufsgenossenschaft als 
Träger der Unfallversicherung der Bergleute, 

die Eisenbahn-Betriebskrankenkasse als Träger der 
Krankenversicherung der Arbeiter und Angestellten 
der Eisenbahn und die Eisenbahn-Versicherungs- 
anstalt als Träger der Rentenversicherung der Ar- 
beiter der Eisenbahn. 

Die Landesversicherungsanstalt führt die einzelnen ! 
Versicherungszweige — - in der Unfallversicherung 1 


getrennt nach allgemeiner, landwirtschaftlicher und 
gemeindlicher Unfallversicherung — in finanziell 
selbständigen Abteilungen durch. Als Träger der 
Krankenversicherung umfaßt sie acht Kreisversiche- 
rungsanstalten, die organisatorisch und finanziell 
unselbständig sind; deren Bezirke entsprechen den 
Bezirken der früheren Ortskrankenkassen. 

III. 

Die Eingliederung des Saarlandes in die Bundes- 
republik am 1. Januar 1957 hat eine Angleichung 
des Sozialversicherungsrechts im Saarland an das 
im übrigen Bundesgebiet geltende Recht notwendig 
gemacht. Auf dem Gebiet des materiellen Rechts ist 
die Rechts angleichung schon weitgehend durchge- 
führt; auf dem Gebiet des Organisationsrechts soll 
sie durch den vorliegenden Gesetzentwurf erreicht 
werden. Nach ihm soll das Organisationsrecht im 
Saarland unter Berücksichtigung der dort bestehen- 
den besonderen Verhältnisse dem im übrigen Bun- 
desgebiet geltenden Recht angepaßt, d. h. die ge- 
gliederte Sozialversicherung im Saarland wieder ein- 
geführt werden. Zum Erlaß eines entsprechenden 
Gesetzes ist der Bund zuständig (Artikel 72 Abs. 2, 
Artikel 74 Nr. 12 GG). 

* 

Kosten entstehen durch die Ausführung dieses Ge- 
setzes für Bund, Länder und Gemeinden nicht. 

IV. 

Von den Versicherungsträgern im Saarland bleibt 
die Saarknappschaft mit ihrer bisherigen Zuständig- 
keit bestehen; sie wird der Arbeitsgemeinschaft der 
Knappschaften, mit der sie schon jetzt zusammen- 
arbeitet, angeschlossen. Die Zuständigkeit der Lan- 
deisver, Sicherungsanstalt für das Saarland wird auf 
die Rentenversicherung der Arbeiter, die Gemein- 
schaftsaufgaben der Krankenversicherung und auf 
die hüttenknappschaftliche Pensionsversicherung be- 
schränkt. 

Für die Krankenversicherung wird eine Allgemeine 
Ortskrankenkasse mit dem Sitz in Saarbrücken er- 
richtet und die Errichtung weiterer Ortskrankenkas- 
sen, von Landkrankenkassen, Betriebskrankenkas- 
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sen, Innungskrankenkassen sowie die Aufnahme 
der Tätigkeit von Ersatzkassen zugelassen; die 
Eisenbahn-Betriebskrankenkasse Saarbrücken wird 
eine Bezirksleitung der Bundesbahn-Betriebskran- 
kenkasse, die — ebenso wie die Bundespost-Be- 
triebskrankenkasse, die Betriebskrankenkasse des 
Bundesverkehrsministeriums und die See-Kranken- 
kasse — nunmehr auch für das Saarland zuständig 
wird. 

Für die Unfallversicherung werden eine Landwirt- 
schaftliche Berufsgenossenschaft und ein Gemeinde- 
unfallversicherungsverband errichtet; im übrigen 
wird — unter Umwandlung der Bergbau-Berufs- 
genossenschaft für das Saarland in eine Bezirksver- 
waltung der Bergbau-Berufsgenossenschaft in Bo- 
chum — die Zuständigkeit im übrigen Bundesgebiet 
bestehenden Berufsgenossenschaften auf das Saar- 
land erstreckt. 

In der Rentenversicherung der Arbeiter werden 
neben der Landesversicherungsanstalt für das Saar- 
land die Bundesbahn-Versicherungsanstalt und die 
Seekasse zuständig; die Eisenbahn-Versicherungs- 
anstalt Saarbrücken wird in eine Bezirksleitung der 
Bundesbahn-Versicherungsanstalt umgewandelt. 

In der Rentenversicherung der Angestellten wird 
die Zuständigkeit der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte auf das Saarland erstreckt und in 
Saarbrücken eine unselbständige Außenstelle er- 
richtet. 

Neben dieser Neuordnung der Sozialversicbetrungß- 
träger regelt der Entwurf vor allem die damit ver- 
bundenen versicherungsrechtlichen, Vermögensrecht- i 
liehen und dienstrechtlichen Fragen. 


B. Besonderer Teil 

ERSTER ABSCHNITT 

Krankenversicherung 

Zu § 1 

Durch diese Vorschrift wird die gegliederte Kran- 
kenversicherung im Saarland wieder eingeführt. Die 
in ihr genannten Bestimmungen betreffen die Träger 
der Versicherung, ihre Verfassung, die Aufsicht, 
die Kassenverbände und Sektionen, die Kranken- 
versicherung der Seeleute und die Ersatzkassen. 

Die eingeführten Vorschriften haben — entspre- 
chend der Zielsetzung des Gesetzentwurfs — grund- 
sätzlich nur das im Bundesgebiet außerhalb des 
Saarlandes geltende Organisationsrecht zum Inhalt. | 
Soweit sie sich auf materielles Recht beziehen j 
— - z. B. auf Vorschriften über die Krankenversiche- j 
rung der Seeleute und über die Ersatzkassen — ist j 
ihre Einführung in diesem Gesetzentwurf deshalb j 
vorgesehen, weil sie auf Grund der anderen Organi- 
sation der Sozialversicherung im Saarland außer 
Kraft getreten sind und mit der beabsichtigten Neu- 
ordnung der Versicherungsträger in diesem Gebiet 
in engem Zusammenhang stehen. 

Das Recht der Verbände der Krankenkassen (§§ 406 
bis 415b der Reichsversicherungsordnung) ist zwar 


im Saarland bereits eingeführt (Gesetz Nr. 634 über 
die Angleichung des Rechts über Verbände der ge- 
setzlichen Krankenkassen im Saarland an das im 
übrigen Bundesgebiet geltende Recht vom 18. Juni 
1958 — Amtsbl. des Saarlandes S. 1241); die Ein- 
führung geschah jedoch mit gewissen Besonder- 
heiten, die dem derzeitigen Organlsationsrecht im 
Saarland Rechnung trugen, bei einer Rechtsanglei- 
chung aber nicht mehr gerechtfertigt sind. Die Son- 
dervorschriften werden durch die Bezugnahme auf 
die §§ 406 bis 415b der Reichsversicherungsordnung 
aufgehoben und ersetzt. 

Die §§ 368 bis 376a der Reichsversicherungsordnung 
sind nicht erwähnt. Das in ihnen geregelte Kassen- 
recht ist im Saarland mit Besonderheiten, die vom 
Organisationsrecht unabhängig sind, bereits einge- 
führt (Gesetz Nr. 633 über die Angleichung des Kas- 
senarztrechts im Saarland an das im übrigen Bun- 
desgebiet geltende Recht vom 18. Juni 1958 — 
Amtsbl. des Saarlandes S. 1237); die übrigen Vor- 
schriften beziehen sich nicht auf das Organisations- 
recht. 

Es sind ferner diejenigen Vorschriften nicht aufge- 
führt, die sich auf die Krankenversicherung der 
Rentner beziehen. Auf diesem Sachgebiet ist das 
materielle Recht im Saarland und im übrigen Bun- 
desgebiet noch so unters chiedlich, daß eine Anglei- 
chung des Organisationsrechts insoweit z. Z. nicht 
zweckmäßig wäre; sie sollte mit der Einführung des 
in Vorbereitung befindlichen Krankenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes vorgenommen werden. 

Die Bedeutung des § 1 liegt vor allem darin, daß 
durch die Einführung der dort genannten Vorschrif- 
ten die Rechtsgrundlage für die Errichtung von ge- 
setzlichen Krankenkassen und für die Aufnahme der 
Tätigkeit von Ersatzkassen im Saarland geschaffen 
wird; die Errichtung der Krank enkasisen selbst ist 
grundsätzlich Angel egenJheit der Gemeinden, Be- 
triebe, Innungen usw. 

Im Organisationsrecht des Zweiten Buches der 
Reichsversicherungsordnung wird vielfach auf an- 
dere sozialversicherungsrechtliche Vorschriften — 
vor allem auf dem Gebiet des materiellen Kran- 
kenversicherungsrechts — verwiesen, die im Saar- 
land in abweichender Fassung gelten. Für solche 
Fälle gilt Satz 2. 

Zu § 2 

Die Errichtung von Krankenkassen nach § 1 nimmt 
einige Zeit in Anspruch. Damit die Krankenver- 
sicherung im Saarland möglichst schnell mindestens 
durch eine den Kassenarten im übrigen Bundesge- 
biet entsprechende Kassenart durchgeführt werden 
kann, ist die Errichtung einer Allgemeinen Orts- 
krankenkasse durch Gesetz erforderlich. Wegen der 
Möglichkeit der Errichtung weiterer Ortskranken- 
kassen, von Landkrankenkassen, Betriebskranken- 
kassen und Innungskrankenkassen durch die Ge- 
meinden, Betriebe, Innungen usw. wird auf § 1 und 
seine Begründung verwiesen. 

Zu § 3 

Die Vorschrift stellt klar, daß sich die Zuständigkeit 
der Bundesbahn-Betriebskrankenkasse, der Bundes- 
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post-Betriebskrankenkasse, der Betriebskranken- 
kasse des Bundesverkehrsministermms und der 
See-Krankenkasse auf das Saarland erstreckt; die 
Eisenbahn-Betriebskrankenkasse Saarbrücken wird 
eine Bezirksleitung der Bundesbahn-Betriebskran- 
kenkasse. 

Zu §§ 4 bis 6 

Diese Vorschriften regeln die mit der Neuordnung 
der Krankenversicherungsträger zusammenhängen- 
den versicherungsrechtlichen und vermögensrecht- 
lichen Fragen. 

1. Die Allgemeine Ortskrankenkasse für das Saar- 
land ist Rechts- und Funktionsnachfolgerin der 
Landesversicherungsanstalt für das Saarland in 
der Krankenversicherung. Die Versicherungsver- 
hältnisse, die bei der Landesversicherungsanstalt I 
in der Krankenversicherung bestehen, gehen mit 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes auf die All- ' 
gemeine Ortskrankenkasse über; sie wird Gläu- I 
biger der Beitragsforderungen und Schuldner der 
Leistungsansprüche und -anwartschaften. Tritt 
ein Versicherter, der Kassenleistungen bezieht, 
zu einer anderen Kasse über, dann übernimmt 
diese die weiteren Leistungen. Auf die Allge- ; 
meine Ortskrankenkasse geht auch das gesamte j 
Vermögen und die gesamten Verbindlichkeiten 
der Landesversicherungsanstalt über, die in der 
Abteilung Krankenversicherung verwaltet wer- 
den (z. B. Grundstücke, Hypotheken, Darlehnsfor- 
derungen und -Verbindlichkeiten); ausgenommen 
sind jedoch das Vermögen und die Verbindlich- 
keiten, die mit der Durchführung der Gemein- | 
Schaftsaufgaben in rechtlichem oder Wirtschaft- j 
lichem Zusammenhang stehen, weil die Gemein- | 
Schaftsaufgaben von der Landesversicherungsan- 
stalt durchgeführt werden (§ 1 des Gesetzen!- j 
wurfs in Verbindung mit Abschnitt II Artikel 2 i 
§ 1 des Gesetzes über den Aufbau der So- 
zialversicherung vom 5. Juli 1934 — RGBl. I 
S. 577 — und mit der Dritten Verordnung zum 
Aufbau der Sozialversicherung vom 18. Dezem- j 
ber 1934 — RGBl. I S. 1266 — , § 13 des Gesetz- 
entwurfs). Der Übergang des Vermögens erfolgt 
ohne Entrichtung von Gebühren und Abgaben 
sowie grundbuchrechtlich unter erleichterten Be- 
dingungen; die Rechtsstellung der Gläubiger 
wird durch den Wechsel in der Person des 
Schuldners nicht beeinträchtigt. 

2. Die Bundesbahn-Betriebskrankenkasse ist Rechts- 
und Funktionsnachfolgerin der Eisenbahn-Be- 
triebskrankenkasse Saarbrücken. Für den Über- 
gang der Versicherungsverhältnisse, des Ver- 
mögens und der Verbindlichkeiten gilt das zu 
1. Gesagte. Das Vermögen und die Verbindlich- 
keiten der Eisenbahn-Betriebskrankenkasse 
Saarbrücken, die mit der Durchführung der Ge- 
meinschaftsaufgaben in rechtlichem oder wirt- 
schaftlichem Zusammenhang stehen, gehen je- 
doch auf die Bundesbahn- Versicherungsanstalt 
über, weil diese im Verhältnis zur Bundesbahn- 
Betriebskrankenkasse Träger der Gemeinschafts- 
aufgaben ist (§ 1 des Gesetzentwurfs in Ver- 
bindung mit Abschnitt II Artikel 3 § 5 des Ge- 
setzes über den Aufbau der Sozialversicherung 


und der Dritten Verordnung zum Aufbau der So- 
zialversicherung) . 

Zu §§ 7 bis 9 

Diese Vorschriften regeln die mit der Neuordnung 
der Krankenversicherungsträger zusammenhängen- 
den dienstrechtlichen Fragen. 

1. Die Beamten, Beamtenanwärter, Angestellten 
und Arbeiter, die für die Abteilung Kranken- 
versicherung der Landesversicherungsanstalt für 
das Saarland tätig sind, sind von der Allgemei- 
nen Ortskrankenkasse für das Saarland zu über- 
nehmen; ausgenommen sind solche Bedienstete, 
die zur Durchführung der Gemeinschaftsaufgaben 
benötigt werden, weil diese Aufgaben der Lan- 
desversicherungsanstalt obliegen (§ 1 des Ge- 
setzentwurfs in Verbindung mit Abschnitt II Ar- 
tikel 2 § 1 des Gesetzes über den Aufbau der 
Sozialversicherung und der Dritten Verordnung 
zum Aufbau der Sozialversicherung, § 13 des 
Gesetzentwurfs). 

Auf die Beamten ist Kapitel II Abschnitt III des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes vom 1. Juli 1957 
(BGBl. I S. 667) — das im Saarland bereits gilt — 
anzuwenden; diese Vorschriften sichern , ihnen 
die Wahrung des Besitzstandes. Für die Ange- 
stellten und Arbeiter wird der Besitzstand durch 
§ 8 gewahrt. Da die Allgemeine Ortskranken- 
kasse die Beamten der Landesversicherungsan- 
stalt, die für die Abteilung Krankenversicherung 
tätig sind, übernehmen soll, ist es erforderlich, 
der Allgemeinen Ortskrankenkasse Dienst- 
herrnfähigkeit zu verleihen. 

2. Die Beamten, Angestellten und Arbeiter der 
Eisenbahn-Betriebskrankenkasse Saarbrücken 
sind — ebenso wie die Beamten, Angestellten 
und Arbeiter der Bundesbahn-Betriebskranken- 
kasse — Bedienstete der Bundesbahn; die Ver- 
einigung der beiden Kassen macht daher eine 
Regelung dienstrechtlicher Fragen nicht erforder- 
lich. 

3. § 9 verpflichtet — ähnlich wie § 16 des Selbst- 
verwaltungs- und Krankenversicherungsanglei- 
chungsgesetzes Berlin vom 26. Dezember 1957 
(BGBl. I S. 1883) — die Betriebs- und Innungs- 
krankenkassen sowie die Ersatzkassen, die- 
jenigen Angestellten der Allgemeinen Orts- 
krankenkasse, die durch die Abgabe von Ver- 
sicherten an die genannten Kassen auf Grund 
dieses Gesetzes frei werden, zu übernehmen; für 
die weiteren Ortskrankenkassen und die Land- 
krankenkassen ergibt sich diese Verpflichtung 
aus § 298 der Reichsversicherungsordnung. 

Zu § 10 

Durch diese Vorschrift wird die Errichtung einer 
Betriebs- oder Innungskrankenkasse für Betriebe 
oder Innungen, für die am 30. Juni 1947 eine Be- 
triebs- oder Innungskrankenkasse bestanden hat, 
erleichtert. Bei der Errichtung einer Betriebs- oder 
Innungskrankenkasse ist in diesen Fällen nicht zu 
prüfen, ob der Bestand oder die Leistungsfähigkeit 
vorhandener Allgemeiner Ortskrankenkassen und 
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Landkrankenkassen gefährdet wird; eine solche Ge- 
fährdung erscheint auch ausgeschlossen. 

Zu § 11 

Die Vorschrift ermöglicht die Fortsetzung der frei- | 
willigen Weiterversicherung bei den Betriebskran- ! 
kenkassen, Innungskrankenkassen und Ersatzkas- 
sen. Voraussetzung hierfür ist, daß die Mitglied- ! 
schaft bei den entsprechenden Kassen bis zu deren 
Auflösung am I. Juli 1947 bestanden hat und die 
Fortsetzung der freiwilligen Weiterversicherung 
innerhalb von sechs Monaten nach der Aufnahme 
der Tätigkeit der betreffenden Kasse im Saarland 
beantragt wird. Die Regelung entspricht der des § 9 
des Selbstverwaltungs- und Krankenversicherungs- 
angleichungsgesetzes Berlin, die ähnliche Verhält- 
nisse betraf. 

Zu § 12 

Die Vorschrift ermöglicht den Personen, die seit der 
Einführung der Jahresarbeitsverdienstgrenze und 
der Jahreseinkommensgrenze im Saarland durch das 
Gesetz vom 30. Juni 1959 (BGBl. I S. 365) aus der 
Pflichtversicherung ausgeschieden sind, einer für sie 
zuständigen Betriebskrankenkasse, Innungskranken- 
kasse-oder Ersatzkasse innerhalb von sechs Mona- ! 
ten nach der Aufnahme ihrer Tätigkeit im Saarland 
beizutreten. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob 1 
die genannten Personen sich nach ihrem Ausschei- j 
den aus der Pflichtversicherung in der Sozialver- : 
Sicherung freiwillig weiterversichert haben oder j 
nicht. 

Zu § 13 ! 

| 

Die Landesversicherungsanstalt für das Saarland j 
wird — ebenso wie die Landesversicherungsanstal- 
ten im übrigen Bundesgebiet — Träger der Kran- 
kenversicherung, soweit es sich um Gemeinschafts- 
aufgaben handelt; Träger der Krankenversicherung 
für Gemeinschaftsaufgaben im Saarland wird in 
ihrem sachlichen Zuständigkeitsbereich auch die 
Bundesbahn-Versicherungsanstalt. Dies ergibt sich 
aus § 1 des Gesetzentwurfs in Verbindung mit Ab- 
schnitt II Artikel 2 § 1, Artikel 3 § 5 des Gesetzes 
über den Aufbau der Sozialversicherung und der 
Dritten Verordnung zum Aufbau der Sozialversiche- 
rung; bei diesen Vorschriften handelt es sich um 
solche, die zur Änderung und Ergänzung der in 
§ 1 des Gesetzentwurfs genannten Vorschriften der 
Reichsversicherungsordnung erlassen worden sind. 
Zu den Gemeinschaftsaufgaben der Landesversiche- 
rungsanstalt für das Saarland sollen nicht nur die 
in der Dritten Verordnung zum Aufbau der Sozial- 
versicherung genannten Aufgaben gehören, sondern 
auch der Betrieb der Hüttenkrankenhäuser in Bre- j 
hach, Burbach, Dillingen, Neunkirchen und Volk- I 
lingen sowie des Rastpfuhl-Krankenhauses und der j 
Zentralapotheke in Saarbrücken. Diese — vom übri- 
gen Bundesrecht abweichende - — Regelung trägt den 
besonderen Verhältnissen im Saarland Rechnung, 
wo der Träger der Krankenversicherung ausnahms- , 
weise auch Krankenhäuser unterhält. Die Landes- 
versicherungsanstalt für das Saarland ist Eigen- , 
tümerin von vier der genannten Krankenhäuser und 1 
der Zentralapotheke; die beiden übrigen Kranken- 


häuser stehen im Eigentum von Hüttenwerken und 
sind der Landesversicherungsanstalt zum Betrieb 
überlassen. 

Die Krankenhäuser sind Zuschußbetriebe; sie wer- 
den nicht nur von den Versicherten der Allgemeinen 
Ortskrankenkasse für das Saarland, sondern auch 
von den Versicherten der nach § 1 errichteten Kran- 
kenkassen benutzt werden. Es wäre daher für die 
Allgemeine Ortskrankenkasse eine unzumutbare Be- 
lastung, ihr einseitig die Kosten für die Unter- 
haltung der Krankenhäuser aufzuerlegen. Um dies 
zu vermeiden, wird der Betrieb der Krankenhäuser 
zur Gemeinschaftsaufgabe der Landesversicherungs- 
anstalt erklärt; dadurch werden auch die übrigen 
Krankenkassen an den Betriebskosten beteiligt. Die 
Gemeinden und das Land haben eine Übernahme 
der Krankenhäuser im gegenwärtigen Zeitpunkt ab- 
gelehnt; eine Zuweisung der Krankenhäuser an die 
Gemeinden oder das Land durch Bundesgeisetz wäre 
verfassungsrechtlich bedenklich. 

Der Betrieb von Krankenhäusern ist grundsätzlich 
nicht Sache der Krankenversicherungsträger. § 13 
des Gesetzentwurfs stellt daher nur eine durch die 
besonderen Verhältnisse im Saarland bedingte 
Übergangsregelung dar. Es soll in weiteren Ver- 
handlungen mit dem Land, den Gemeinden und an- 
deren Rechtsträgern versucht werden, möglichst 
bald eine endgültige Regelung für die genannten 
Krankenhäuser zu finden. In der Übergangszeit ist 
die Landesversicherungsanstalt für das Saarland er- 
mächtigt, den Betrieb der Krankenhäuser und der 
Zentralapotheke anderen Trägern mit deren Zu- 
stimmung zu übertragen oder ganz einzustellen. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Unfallversicherung 

Zu § 14 

Durch diese Vorschrift wird die gegliederte Unfall- 
versicherung im Saarland wieder eingeführt. Die in 
ihr genannten Bestimmungen betreffen die Träger 
der Versicherung, ihre Verfassung, die Aufsicht, die 
weiteren Einrichtungen, die Betriebe und Tätig- 
keiten für Rechnung Öffentlicher Verbände und die 
gesamte See-Unfallversicherung. 

Die eingeführten Vorschriften haben — entspre- 
chend der Zielsetzung des Gesetzentwurfs — 
grundsätzlich nur das im Bundesgebiet außerhalb 
des Saarlandes geltende Organisationsrecht zum In- 
halt. Soweit sie sich auf materielles Recht beziehen 
— z. B. auf Vorschriften über die See-Unfallver- 
sicherung — ist ihre Einführung in diesem Gesetz- 
entwurf deshalb vorgesehen, weil sie auf Grund der 
anderen Organisation der Sozialversicherung im 
Saarland außer Kraft getreten sind und mit der be- 
absichtigten Neuordnung der Versicherungsträger 
in diesem Gebiet in engem Zusammenhang stehen. 

Die Bedeutung des § 14 liegt vor allem darin, daß 
durch die Einführung der dort genannten Vorschrif- 
ten die Rechtsgrundlage für die Erstreckung der im 
übrigen Bundesgebiet bestehenden Unfallversiche- 
rungsträger auf das Saarland und für die Errichtung 
neuer Unfallversicherungsträger im Saarland ge- 
schaffen wird. 
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Zu § 14 Satz 2 gilt das zu § 1 Satz 2 Gesagte ent- 
sprechend. 

Zu § 15 

Absatz 1 stellt klar, daß sich die Zuständigkeit der 
für das gesamte übrige Bundesgebiet bestehenden 
Versicherungsträger auf das Saarland erstreckt. 

Nach Absatz 2 werden für die Versicherten der 
Hütten-, Walzwerks-, Eisen- und Stahlbetriebe so- 
wie der Bau-, Holz-, Edelmetall- und Unedelmetall- 
betriebe ^diejenigen Versicherungsträger des übri- 
gen Bundesgebietes zuständig, deren Zuständig- 
keitsbereich an das Saarland angrenzt; die Errich- 
tung eigener Versicherungsträger für das Saarland 
wäre insoweit unzweckmäßig. Die Erstreckung der 
Zuständigkeit des Bundes als Unfallversicherungs- 
träger auf das Saarland ergibt sich ohne weiteres 
aus § 14; die Zuständigkeit der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
wurde bereits durch Artikel 8 des Gesetzes Nr. 628 
zur Einführung des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung im Saarland 
vom 18. Juni 1958 (Amtsbl. des Saarlandes S. 1249) 
auf das Saarland erstreckt. 

Zu § 16 I 

Für die Versicherten des saarländischen Bergbaus 
wird die Bergbau-Berufsgenossenschaft, die ihren | 
Sitz in Bochum hat, zuständig. Die Bergbau-Berufs- j 
genossenschaft für das Saarland wird in eine Be- 
zirksverwaltung der Bergbau-Berufsgenossenschaft ■ 
umgewandelt; um eine — ■ nicht unbedingt erforder- 
liche — Neuwahl der Organe zu vermeiden, sollen 
die Organe der Bergbau-Berufsgenossenschaft für 
das Saarland Organe der Bezirksverwaltung wer- 
den. 

Zu § 17 

Die landwirtschaftliche Unfallversicherung wird im 
allgemeinen durch landesunmittelbare Versiche- 
rungsträger durchgeführt. Im Saarland unterstehen 
ihr insgesamt 97 691 Betriebe. Die Errichtung einer 
eigenen Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft 
für das Saarland ist daher zweckmäßig. 

Im Saarland gibt es bis jetzt keine Gemeinde mit 
mindestens 500 000 Einwohnern. Träger der ge- 
meindlichen Unfallversicherung wird daher allein 
der Gemeindeunfallversicherungsverband. 

Für solche Versicherte des Saarlandes, für die im 
übrigen Bundesgebiet das Land oder der Bund als 
Unfallversicherungsträger zuständig ist, wird im 
Saarland ebenfalls das Land oder der Bund zustän- 
dig (§ 14). Sie werden daher aus der gemeindlichen 
Unfallversicherung, in der sie bis jetzt geführt wur- 
den, ausgegliedert. 

Zu §§ 18 bis 21 

Die Vorschriften regeln die mit der Neuordnung der 1 
Unfallversicherungsträger zusammenhängenden ver- 
sicherungsrechtlichen und vermögensrechtlichen | 
Fragen. j 


Die nunmehr zuständigen Versicherungsträger sind 
für ihren Bereich Rechts- und Funktionsnachfolger 
der Landesversicherungsanstalt für das Saarland in 
der Unfallversicherung; die Bergbau-Berufsgenos- 
senschaft ist Rechts- und Funktionsnachfolger der 
Bergbau-Berufsgenossenschaft für das Saarland. Die 
Versicherungsverhältnisse, die bei der Bergbau- 
Berufsgenossenschaft für das Saarland bestehen, 
gehen auf die Bergbau-Berufsgenossenschaft und 
die Versicherungsverhältnisse, die bei der Landes- 
versicherungsanstalt in der Unfallversicherung be- 
stehen, auf die nach den §§ 14, 15 und 17 zuständi- 
gen Versicherungsträger über. Die nunmehr zustän- 
digen Versicherungsträger werden Gläubiger der 
Beitragsforderungen und Schuldner der Leistungs- 
ansprüche. Das Vermögen und die Verbindlichkei- 
ten der Bergbau-Berufsgenossenschaft für das Saar- 
land gehen auf die Bergbau-Berufsgenossenschaft 
über; das Vermögen und die Verbindlichkeiten der 
Landesversicherungsanstalt, die in der Abteilung 
Unfallversicherung verwaltet werden, werden wie 
folgt verteilt: 

a) soweit sie in der Abteilung Allgemeine Unfall- 
versicherung verwaltet werden, werden sie unter 
den nach § 15 zuständigen Berufsgenossenschaf- 
ten aufgeteilt; ausgenommen sind die Bergbau- 
Berufsgenossenschaft, die Gartenbau-Berufsge- 
nossenschaft und die See-Berufsgenossenschaft, 

b) soweit sie in der Abteilung Landwirtschaftliche 
Unfallversicherung verwaltet werden, werden 
sie unter der Landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaft für das Saarland und der Gartenbau- 
Berufsgenossenschaft aufgeteilt, 

c) soweit sie in der Abteilung Gemeindliche Un- 
fallversicherung verwaltet werden, gehen sie auf 
den Gemeindeunfallversicherungsverband für 
das Saarland über. 

Zu a) 

Die in der Abteilung Allgemeine Unfallversiche- 
rung der Landesversicherungsanstalt verwalteten 
Vermögen und Verbindlichkeiten können deshalb 
nicht unmittelbar auf die nach § 15 zuständigen Be- 
rufsgenoissenschaften übergehen, weil eine Über- 
tragung von Vermögensgegenständen und Verbind- 
lichkeiten ihrem Inhalt nach bestimmt sein muß; es 
ist aber praktisch unmöglich, im Gesetz die einzel- 
nen Vermögensgegenstände und Verbindlichkeiten, 
die jeder Versicherungsträger erhalten soll, zu be- 
stimmen. Die nach § 15 zuständigen Berufsgenossen- 
schaften sollen daher das Vermögen und die Ver- 
bindlichkeiten unter sich aufteilen und sich über die 
Zuteilung der einzelnen Vermögenisge genstände und 
Verbindlichkeiten einigen. Kommt eine solche 
Einigung zustande, dann ist der Aufteilungsplan von 
der für die Sozialversicherung zuständigen obersten 
Landesbehörde des Saarlandes zu bestätigen; da- 
durch wird er zu einer öffentlichen Urkunde. Mit der 
Bestätigung gehen die einzelnen Vermögensgegen- 
stände und Verbindlichkeiten auf die im Auftei- 
lungsplan genannten Berufsgenossenschaften über; 
der bisherige Schuldner wird frei. Diese Regelung 
entspricht dem § 5 des Gesetzes über den Nieder- 
lassungsbereich von Kreditinstituten vom 29. März 
1952 (BGBl. I S. 217), wo ein ähnlicher Sachverhalt 
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Vorgelegen und die Regelung sich bewährt hat. 
Falls eine Einigung der beteiligten Berufsgenossen- 
schaften nicht zustande kommt, entscheidet über die 
Aufteilung des Vermögens und der Verbindlich- 
keiten die für die Sozialversicherung zuständige 
oberste Landesbehörde des Saarlandes. Die einzel- 
nen Vermögensgegenstände und Verbindlichkeiten 
gehen mit der Unanfechtbarkeit dieser Entscheidung 
auf die in ihr genannten Berufsgenossenschaften 
über. Bis zum Übergang des Vermögens und der 
Verbindlichkeiten werden sie von der Landesver- 
sicherungsanstalt für das Saarland treuhänderisch 
verwaltet. 

Die Bergbau-Berufsgenossenschaft, die Gartenbau- 
Berufsgenossenschaft und die See-Berufsgenossen- 
schaft werden an dem Vermögen, das in der Ab- 
teilung Allgemeine Unfallversicherung der Landes- 
versicherungsanstalt verwaltet wird, nicht betei- 
ligt. Für die Bergbau-Beruf sgenossenschaft ist dies 
dadurch bedingt, daß die Unfallversicherung der 
Bergleute im Saarland ausschließlich von der Berg- 
bau-Berufsgenossenschaft für das Saarland durch- 
geführt wird, so daß nur deren Vermögen auf die 
Bergbau-Berufsgenossenschaft übergehen kann. Die 
Gartenbau-Berufsgenossenschaft wird an dem Ver- 
mögen der Landes Versicherungsanstalt, das in der i 
Abteilung Landwirtschaftliche Unfallversicherung ! 
verwaltet wird, beteiligt. Die See-Berufsgenossen- ! 
schaft wird deshalb nicht berücksichtigt, weil im 
Saarland die Zahl der Versicherten, für die nun- 
mehr dieser Träger zuständig wird, so gering ist, 
daß ein ausscheidbares Vermögen, das auf sie über- 
führt werden könnte, kaum vorhanden ist. 

Zu b) 

Die in der Abteilung Landwirtschaftliche Unfall- 
versicherung der Landesversicherungsanstalt ver- 
walteten Vermögen und Verbindlichkeiten werden 
von der Landwirtschaftlichen Berufsgenossen schaft 
für das Saarland und der Gartenbau-Berufsgenos- 
senschaft unter sich aufgeteilt; das zu a) Gesagte 
gilt hier entsprechend. 

Zu c) 

In der Abteilung Gemeindliche Unfallversicherung 
der Landes Versicherungsanstalt sind zwar auch 
solche Personen versichert, für die nunmehr das 
Land oder der Bund zuständig wird. Insoweit ist 
aber ein nennenswertes Vermögen nicht vorhanden, 
so daß es gerechtfertigt ist, die gesamten in der Ab- 
teilung Gemeindliche Unfallversicherung verwalte- j 
ten Vermögen und Verbindlichkeiten der Landes- j 
Versicherungsanstalt auf den Gemeindeunfallver- 
sicherungsverband zu überführen. f 

Zu §§ 22 bis 25 

Diese Vorschriften regeln die mit der Neuordnung 
der Unfallversicherungsträger zusammenhängenden 
dienstrechtlichen Fragen. 

1. In der Abteilung allgemeine Unfallversicherung 
der Landesversicherungsanstalt sind Beamte, Be- 
amtenanwärter, Angestellte und Arbeiter be- 
schäftigt. Sie sind von den in § 15 genannten 
Berufsgenossenschaften zu übernehmen, über 


Zahl und Personen der zu übernehmenden Be- 
schäftigten sollen sich die beteiligten Versiche- 
rungsträger einigen. Diejenigen Berufsgenossen- 
schaften, die Beamte zu übernehmen haben, er- 
halten Dienstherrnfähigkeit. 

Die Bergbau-Berufsgenossenschaft, die Garten- 
bau-Berufsgenossenschaft und die See-Berufsge- 
nossenschaft haben keine Beschäftigten zu über- 
nehmen. Dies folgt daraus, daß auf die Bergbau- 
Berufsgenossenschaft die Beschäftigten der Berg- 
bau-Berufsgenossenschaft für das Saarland über- 
gehen, die Gartenbau-Berufsgenossenschaft nur 
Aufgaben der — hier nicht behandelten — land- 
wirtschaftlichen Unfallversicherung wahrnimmt 
und die Anzahl der Versicherten, für die nun- 
mehr die See-Berufsgenossenschaft zuständig 
wird, sehr gering ist. 

2. In der Abteilung Landwirtschaftliche Unfallver- 
sicherung der Landesversicherungsanstalt sind 
ebenfalls Beamte, Beamtenanwärter, Angestellte 
und Arbeiter beschäftigt. Sie sind von der Land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaft für das 
Saarland, die Dienstherrnfähigkeit erhält, zu 
übernehmen. Da die Zahl der Versicherten, für 
die nunmehr die Ga r t enba u - B erufsgen osse n- 
schaft zuständig wird, verhältnismäßig gering 
ist, wurde von einer Verpflichtung, dieses Ver- 
sicherungsträgers, Bedienstete der Landes Ver- 
sicherungsanstalt zu übernehmen, abgesehen. 

3. Die in der Abteilung Gemeindliche Unfallver- 
sicherung der Landesverisicherungsanstalt be- 
schäftigten Personen — Beamte, Beamtenan- 
wärter, Angestellte und Arbeiter — sind von 
dem Gemeindeunfallversicherungsverband für 
das Saarland, der Dienstherrnfähigkeit erhält, zu 
übernehmen. Eine Überführung von Beschäftig- 
ten auf das Land und den Bund als Unfallver- 
sicherungsträger erübrigt sich aus ähnlichen 
Gründen wie bei der See- und Gartenbau-Be- 
rufsgenossenschaft. 

4. In der Bergbau-Berufsgenossenschaft für das 
Saarland sind nur Angestellte und Arbeiter be- 
schäftigt. Sie sind von der Bergbau-Berufsge- 
nossenschaft zu übernehmet ; um einen Wechsel 
ihres Arbeitsplatzes zu vermeiden, sollen sie in 
der Bezirksverwaltung im Saarland beschäftigt 
werden. 

5. Wegen der Wahrung des Besitzstandes der Be- 
amten, Angestellten und Arbeiter gilt das zu 
§ § 7 bis 9 Gesagte. 


DRITTER ABSCHNITT 
Rentenversicherung der Arbeiter 

Zu § 26 

Durch diese Vorschrift werden im Saarland dieje- 
nigen Bestimmungen eingeführt, die die Träger der 
Rentenversicherung der Arbeiter, ihre Verfassung 
und die Sonderanstalten betreffen. 

Für die Rentenversicherung der Arbeiter im Saar- 
land bleibt grundsätzlich die Landesversicherungs- 
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anstalt für das Saarland zuständig. Für die Arbeiter 
der Bundesbahn und die Seeleute, die der Arbeiter- 
rentenversicherung angehören, werden — ent- 
sprechend der Regelung im übrigen Bundesgebiet 
— - die Bundesbahn- Versicherungsanstalt und die 
Seekasse zuständig. 

Das Vermögen, die Verbindlichkeiten und die Be- 
schäftigten der Landesversicherungsanstalt in der 
Abteilung Rentenversicherung der Arbeiter ver- 
bleiben bei der Landesversicherungsanstalt; beson- 
dere Vermögens- und dienstrechtliche Vorschriften 
sind daher nicht erforderlich. 

Von einer Überführung von Vermögen, Verbind- 
lichkeiten und Beschäftigten der Landesversiche- 
rungsanstalt auf die Seekasse wird abgesehen, weil 
die Zahl der Versicherten, für die nunmehr die See- 
kasse zuständig wird, sehr -gering ist. 

Zu §§ 27 und 28 

Die Eisenbahn- Versicherungsanstalt Saarbrücken 
wird in eine Bezirksleitung der Bundesbahn-Ver- 
sicherungsanstalt, die nunmehr auch für die Arbei- 
ter der Bundesbahn im Saarland zuständig wird, 
umgewandelt. Die Bundesbahn-Versicherungsan- 
stalt ist Rechts- und Funktionsnachfolger der Eisen- 
bahn-Versicherungsanstalt Saarbrücken; sie über- 
nimmt deren Rechte und Pflichten aus den Ver- 
sicherungsverhältnissen sowie deren Vermögen und 
Verbindlichkeiten. Die in der Eisenbahn-Versiche- 
rungsanstalt Saarbrücken und in der Bundesbahn- 
Versicherungsanstalt beschäftigten Personen sind 
Bedienstete der Bundesbahn; besondere dienstrecht- 
liche Vorschriften erübrigen sich daher. 


VIERTER ABSCHNITT 

Rentenversicherung der Angestellten 

Zu §§ 29 und 30 

Durch § 29 wird im Saarland das im übrigen Bun- 
desgebiet geltende Orgamisationsrecht der Renten- 
versicherung der Angestellten eingeführt. 

In der Rentenversicherung der Angestellten wird 
im Saarland die Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte zuständig; dies gilt auch für die Bedien- 
steten der Bundesbahn und die Seeleute, soweit sie 
im Angestelltenverhältnis stehen. Die Durchfüh- 
rung der Angestelltenversicherung für Seeleute 
richtet sich ausschließlich nach der zwischen der 
Reichs Versicherungsanstalt für Angestellte und der 
Seekasse getroffenen Vereinbarung vom 16. De- 
zember 1943 (§ 29 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Errichtung der Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte); die Seekasse führt demnach die Ange- 
stelltenversicherung der Seeleute als Bevollmäch- 
tigte der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
durch. 

Zur reibungslosen Durchführung der Rentenver- 
sicherung der Angestellten im Saarland in der 
Übergangszeit ist es zweckmäßig, dort eine unselb- 
ständige Außenstelle zu errichten. Ihr Aufgaben- 


gebiet bestimmt die Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte. Die Errichtung einer solchen Außen- 
stelle entspricht auch dem Wunsch der Regierung 
des Saarlandes, der in der Abteilung Angestellten- 
versicherung der Landesversicherungsanstalt für 
das Saarland beschäftigten Personen und der ver- 
sicherten Bevölkerung des Saarlandes. 

Zu §§ 31 und 32 

Diese Vorschriften regeln die mit der Neuordnung 
des Versi cherungs träger s der Rentenversicherung 
der Angestellten zusammenhängenden vermögens- 
und dienstrechtlichen Fragen. 

Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte ist 
Rechts- und Funktionsnachfolger der Landesver- 
sicherungsanstalt für das Saarland in der Angestell- 
tenversicherung. Auf sie werden die Rechte und 
Pflichten der Landesversicherungsanstalt aus den 
Versicherungsverhältnissen in der Angestellten- 
versicherung, das Vermögen und die Verbindlich- 
keiten, die in der Abteilung Angeistelltenversiche- 
rung verwaltet werden, und die für diese Abteilung 
tätigen Personen der Landesversicherungsanstalt 
(Beamte, Beamtenanwärter, Angestellte und Arbei- 
ter) überführt; die Bediensteten sollen, um einen 
Wechsel ihres Arbeitsplatzes zu vermeiden, in der 
im Saarland zu errichtenden Außenstelle der Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte beschäftigt 
werden. 

Wegen der Wahrung des Besitzstandes der Beam- 
ten, Angestellten und Arbeiter gilt das zu den §§ 7 
bis 9 Gesagte. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Hüttenknappschaftliche Pensionsversicherung 

Zu § 33 

Die Hüttenknappschaftliche Pensionsversicherung 
ist ein Teil der gesetzlichen Rentenversicherung. 
Sie besteht nur im Saarland und wird dort von der 
Landetsversicherungsanstalt durchgeführt. Ihre Neu- 
ordnung, bei der auch die Frage des Versicherungs- 
trägers angesprochen wird, wird vorbereitet. Bis 
dahin bleibt die Landesversicherungsanstalt für die- 
sen Versicherungszweig zuständig; besondere Ver- 
mögens- und dienstrechtliche Vorschriften sind da- 
her insoweit nicht erforderlich. 


SECHSTER ABSCHNITT 
Knappschaftsversicherung 

Zu § 34 

Die Knappschaftsversicherung wird im Saarland 
von der Saarknappschaft durchgeführt. An diesem 
Rechtszustand ändert der vorliegende Gesetzent- 
wurf nichts. Die Saarknappschaft wird lediglich der 
Arbeitsgemeinschaft der Knappschaften in Bochum, 
mit der sie schon jetzt zusammenarbeitet, ange- 
schlossen. 


13 



Drucksache 1541 Deutscher Bundestag 

SIEBENTER ABSCHNITT 

Gemeinsame und Schlußvorschriften 

Zu § 35 

Die Vorschrift soll eine reibungslose Überführung 
der Aufgaben der Krankenversicherung, Unfallver- 
sicherung und Rentenversicherungen der Arbeiter 
und Angestellten auf die nunmehr zuständigen Ver- 
sicherungsträger ermöglichen. Die Frist von einem 
Jahr trägt vor allem dem Umstand Rechnung, daß 
die Bildung der Selbstverwaltungsorgane für die 
neu errichteten Versicherungsträger (Allgemeine 
Ortskrankenkasse, Landwirtschaftliche Berufsgenos- 
senschaft, Gemeindeunfallversicherungs verband) 

eine gewisse Zeit in Anspruch nimmt; besondere 
Vorschriften sind insoweit nicht erforderlich, weil 
das Selbstverwaltungsgesetz und die Wahlordnung 
für die Sozialversicherung im Saarland gelten. 

Zu § 36 

§ 8 des Gesetzes zur Einführung von Bundesrecht 
auf den Gebieten der Arbeitsbedingungen und des 
Familienlastenausgleichs im Saarland vom 30. Juni 
1959 (BGBl. I S. 361) bestimmt, welche der im übri- 
gen Bundesgebiet bestehenden Familienausgleichs- 
kassen bis zum Inkrafttreten des Gesetzes zur Neu- 
ordnung der Sozialversicherungsträger im Saarland 
die Aufgaben der Träger der Kindergeldzahlung im 
Saarland wahrzunehmen haben. Diese Familien- 
ausgleichskassen bleiben für alle Wirtschaftszweige 
mit Ausnahme der Landwirtschaft auch nach die- 
sem Zeitpunkt — ohne daß es einer besonderen 
Vorschrift bedarf — weiter Träger der Kindergeld- 
zahlung, da die Zuständigkeit der Berufsgenossen- 
schaften, bei denen sie errichtet sind, nach § 15 des 
Gesetzentwurfs auf das Saarland erstreckt wird 
und die Familienausgleichskasisen den gleichen Zu- 
ständigkeitsbereich haben wie die Berufsgenossen- 
schaften. Die Errichtung einer Landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaft für das Saarland nach § 17 
des Gesetzentwurfs hat, da nach § 15 des Kinder- 
geldgesetzes bei jeder Berufsgenossen schaft eine 
Familienausgleichskasse errichtet wird, gleichzeitig 
die Errichtung einer Landwirtschaftlichen Familien- 
ausgleichskasse zur Folge. Die Aufgaben, die in 
der Zwischenzeit auf Grund des § 8 des Gesetzes 
zur Einführung von Bundesrecht auf den Gebieten 
der Arbeitsbedingungen und des Familienlasten- 
ausgleichs im Saarland vom 30. Juni 1959 die Land- 
wirtschaftliche Familienausgleichskasse Rhednhes- 
sen-Pfalz wahrgenommen hat, sollen als treuhände- 
risch für die neu errichtete Landwirtschaftliche 
Familienausgleichskasse für das Saarland wahr- 
genommen gelten. Um die reibungslose Übernahme 
der Aufgaben durch diese Kasse zu ermöglichen, 
ist vorgesehen, daß die Landwirtschaftliche Fami- 
lienausgleichskasse Rheinhessen-Pfalz die Aufga- 
ben erforderlichenfalls für eine gewisse Zeit noch 
weiter treuhänderisch fortzuführen hat. Die Land- 
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wirtschaftliche Familienausgleichskasse für das 
Saarland hat der Landwirtschaftlichen Familienaus- 
gleichskasse Rheinhessen-Pfalz alle in Erfüllung 
ihrer treuhänderischen Tätigkeit entstandenen Auf- 
wendungen zu erstatten; etwaige Betriebsmittel- 
überschüsse usw., die sich für die Landwirtschaft- 
liche Familienausgleichskasse Rheinhessen-Pfalz in 
Erfüllung ihrer treuhänderischen Tätigkeit ergeben, 
sind nach Beendigung dieser Tätigkeit auf die Land- 
wirtschaftliche Familienausgleichskasse für das 
Saarland zu überführen. 

Mit der Außerkraftsetzung des saarländischen Ge- 
setzes Nr. 273 über Familienzulagen durch das Ge- 
setz zur Einführung von Bundesrecht auf den 
Gebieten der Arbeitsbedingungen und des Fami- 
lien lasten ausgl ei chs im Saarland vom 30. Juni 1959 
sind die Aufgaben weggefallen, zu deren Wahr- 
nehmung die Kasse für Familienzulagen durch das 
Gesetz Nr. 273 errichtet worden war. Es erscheint 
zweckmäßig, die Auflösung dieser landesunmittel- 
baren Körperschaft nach Abwicklung der Geschäfte, 
insbesondere dem Abschluß der ihr durch §§ 8 
und 9 des Gesetzes vom 30. Juni 1959 übertrage- 
nen Uberleitungsmaßnahmen, der Landesgesetz- 
gebung vorzubehalten. 

Bei einer Auflösung der Kasse sollen ihre Beam- 
ten, Beamtenanwärter, Angestellten, Arbeiter und 
Versorgungsempfänger vom Saarland oder von 
saarländischen landesunmittelbaren Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
übernommen werden. Für die Übernahme ist die 
entsprechende Anwendung der Bestimmungen des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes über die Rechtsstel- 
lung der Beamten und Versorgungsempfänger bei 
der Umbildung von Körperschaften vorgesehen. 

Zu § 37 

Die Vorschrift regelt die mit der Neuordnung der 
Sozialversicherungsträger im Saarland zusammen- 
hängenden Fragen der Selbstverwaltung; da das 
Selbstverwaltungsgesetz und die Wahlordnung für 
die Sozialversicherung im Saarland bereits gelten, 
ist eine weitere Regelung nicht erforderlich. 

Zu § 38 

Die hier genannten Verordnungen betreffen das 
Beitragseinzugsverfahren. Ihre Erstreckung auf das 
Saarland wird durch die Einführung der geglieder- 
ten Sozialversicherung erforderlich. 

Zu § 39 

Die Vorschrift enthält die sogenannte Berlin-Klausel. 

Zu § 40 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes 
und die Aufhebung aller dem Gesetz entgegen- 
stehenden oder gleichlautenden Vorschriften im 
Saarland. 
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Anlage 2 


Stellungnahme 

1 . § 12 

Folgender Absatz 2 ist anzufügen: 

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Personen, die 
am Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes in der 
gesetzlichen Krankenversicherung freiwillig ver- 
sichert sind, sofern sie nach dem 1. Juli 1947 in der 
gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert 
waren und während dieser Zeit dem Personenkreis 
angehörten, für dessen Versicherung nunmehr eine 
der in Absatz 1 benannten Kassen zuständig ist," 

Begründung 

Da nach dem 30. Juni 1947 alle Pflichtversicherten 
kraft Gesetzes — soweit nicht die Saarknappschaft 
oder die Eisenbahn-Betriebskrankenkasse zuständig 
waren — der Landesversicherungsanstalt für das 
Saarland Abteilung Krankenversicherung angehör- 
ten, sie also nicht die Möglichkeit hatten, einer Er- 
satzkasse usw. beizutreten, ist ihnen, auch wenn sie 
aus anderen Gründen als nach Absatz 1 aus der 
Pflichtversicherung ausgeschieden sind, die Mög- 


des Bundesrates 

[ lichkeit zu geben, die Versicherung bei einer Ersatz- 
kasse usw. zu wählen, sofern sie in der gesetzlichen 
Krankenversicherung freiwillig versichert sind. 

2. In § 37 Abs. 1 

sind in der 3. Zeile nach dem Wort „Vertrauens- 
männer" die Worte „von Versicherungsträgern, die 
: durch dieses Gesetz errichtet werden," einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung, weil im saar- 
ländischen Gesetz Nr. 622 zur Einführung des Selbst- 
verwaltungsgesetzes bereits festgelegt ist, daß die 
Amtsdauer der Organe der Versicherungsträger am 
30. Juni 1962 endet, wenn nicht vor diesem Zeit- 
punkt ein bei Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
stehender Versicherungsträger aufgelöst wird; wird 
ein beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehender 
Versicherungsträger vor dem 1. Juli 1962 aufgelöst, 
endet die Amtsdauer der Mitglieder der Organe am 
Tage der Auflösung. 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 

Bundesrates 


Zu i. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Für die vorgeschlagene Erweiterung des in den 
§§ 11 und 1:2 des Gesetzentwurfs genannten Per- 
sonenkreises besteht keine sozialpolitische Not- 
wendigkeit. Sie würde auch zu einem unverhältnis- 
mäßig großen Verwaltungsauf wand führen und 
ohne zwingenden Grund von der entsprechenden 
Regelung des Selbstverwaltungs- und Krahkenver- 
sicherungsangleichungsgesetzes Berlin vom 26. De- 
zember 1957 (BGBl. I S. 1883) üb weichen, obwohl 
in Berlin ähnliche Verhältnisse Vorlagen und es zu 
keinen ernsthaften Beanstandungen kam. 

Zu 2. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 


Begründung 

§ 37 Abs. 1 des Gesetzentwurfs soll sicherstellen, 
daß die Amtsdauer der Selbstverwaltungsorgane 
der neuen Sozialversicherungsträger im Saarland 
zu dem gleichen Zeitpunkt endet, wie die Amts- 
dauer der Selbstverwaltungsorgane der übrigen 
Sozialversicherungsträger im Saarland und der So- 
zialversicherungsträger im Bundesgebiet außerhalb 
; des Saarlandes. Diesem Ziel wird die vom Bundes - 
| rat beschlossene Änderung nicht gerecht. Sie regelt 
nur die Amtsdauer der Selbstverwaltungsorgane 
derjenigen versicherungsträger, die das Sozialver- 
sicherungs-Organisationsgesetz Saar selbst errich- 
tet, nicht aber auch die Amtsdauer der Selbstver- 
waltungsorgane solcher Versicherungsträger, die im 
| Saarland auf Grund der durch das Sozial versiche- 
| rungis-Organisationsgesetz Saar eingeführten Vor- 
Schriften der Reichsversicherungsordnung noch er- 
I richtet werden. 
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